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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2136 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 — Druck- 
sache 1674 — als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt 
abzulehnen. 


Bonn, den 16. November 1956 


Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Dr. Hellwig Lenz (Brühl) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 
- Drucksache 2136 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtchaftspolitik 

(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In das Gesetz zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 175) wird als § 2a folgende Vorschrift 
eingefügt: 

„§ 2a 

Preisüberhöhung 

(1) Wer vorsätzlich in befugter oder unbe- 
fugter Betätigung in einem Beruf oder Ge- 
werbe für Gegenstände oder Leistungen des 
lebenswichtigen Bedarfs Entgelte fordert, 
verspricht, vereinbart, annimmt oder ge- 
währt, die infolge einer Beschränkung des 
Wettbewerbs oder infolge der Ausnutzung 
einer wirtschaftlichen Machtstellung oder 
einer Mangellage unangemessen hoch sind, 
begeht eine Zuwiderhandlung, die nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes geahndet wird. 

(2) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
der fachlich zuständigen obersten Landes- 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In das Gesetz zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 175) wird als § 2 a folgende Vorschrift 
eingefügt: 

„§ 2 a 

Preisüberhöhung 

(1) unverändert 


(2) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
der fachlich zuständigen obersten Landes- 
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Entwu r f 

behörde oder der von ihr bestimmten höhe- 
ren Verwaltungsbehörde ein. Die Zurück- 
nahme des Antrags ist zulässig. Ist diese Be- 
hörde selbst für die Verfolgung zuständig, 
so wird die Zuwiderhandlung nur verfolgt, 
wenn die Behörde die Verfolgung binnen der 
für Strafanträge geltenden Frist einleitet. 

(3) Die Bundesregierung kann in Fällen , in 
denen sie es zur Wahrung einer einheitlichen 
Preispolitik für erforderlich hält, einer ober- 
sten Landesbehörde Einzelweisungen über die 
Stellung oder Zurücknahme von Anträgen 
oder die Einleitung von Verfahren nach Ab- 
satz 2 erteilen .“ 

Artikel 2 

Das Gesetz zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundes- 
gesetzbL IS. 175) wird ferner wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 erhalten die Nummern 1 und 4 

folgende Fassung: 

„l'$ H des Gesetzes über Notmaßnah- 
men auf dem Gebiet der Elektrizität s- 
und Gasversorgung (Energienotgesetz) 
vom 10. Juni 1949 (WiGBl. S. 87) in 
der Fassung der Verlängerungsgesetze 
vom 7. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 204), 29. März 1951 ( Bundesgesetzbl . 
I S. 224), 5. April 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 227), 28. März 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 89) und 23. April 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 181) und 
der Erstreckungsverordnung vom 
3. Januar 1950 (Bundesgesetzbl. S. 3) K , 

„4. § 17 des Gesetzes über den Verkehr 
mit Zucker (Zuckergesetz) vom 5. Ja- 
nuar 1951 (Bundesgesetzbl. I S, 47) 
in der Fassung der Gesetze vom 3. Ok- 
tober 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 852) 
und 9. August 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 255)“. 

2. In § 1 wird die Nummer 7 gestrichen. 

3. Es werden ersetzt: 

a) In § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 2 und 3, 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 und § 13 Abs. 2 
Satz 1 die Worte „im Sinne der §§ 1, 
2“ durch die Worte „im Sinne der 
§§ 1,2,2 a“, 
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behörde ein. Die Zurücknahme des Antrags 
ist zulässig. Ist diese Behörde selbst für die 
Verfolgung zuständig, so wird die Zuwider- 
handlung nur verfolgt, wenn die Behörde die 
Verfolgung binnen der für Strafanträge gel- 
tenden Frist einleitet. 

(3)Von der Einleitung eines Verfahrens ist 
abzusehen und ein bereits eingeleitetes Ver- 
fahren ist einzustellen, wenn kein öffentliches 
Interesse verletzt ist." 


Artikel 2 

Das Gesetz zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 175) wird ferner wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 erhält die Nummer 4 folgende Fas- 
sung: 


4. unverändert 


2. In § 1 werden die Nummern 1 und 7 ge- 
strichen. 

3. u n v e r ä n d e r t 
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Entwurf 

b) in § 8 Abs. 1 Satz 2 und § 13 Abs. 1 
die Worte „nach den §§ 1, 2“ durch 
die Worte „nach den §§ 1, 2, 2 a“, 

c) in § 14 Abs. 2 die Worte „nach § 2“ 
durch die Worte „nach den §§ 2, 2 a“. 

4. In § 23 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Es tritt am 31. Dezember 1958 außer 
Kraft.“ 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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4. unverändert 

Artikel 3 
unverändert 

Artikel 4 
unverändert 
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